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Der Klimawandel
ist eine globale
Herausforderung.
Der Gebrauch fos-
siler Energien ist
eine wichtige,
aber nicht die
einzige Ursache
dafür. Die Land-

nutzung, die Abholzung von Tropen-
wäldern, der umweltgefährdende Um-
gang mit Abfällen und vieles mehr tra-
gen ebenso dazu bei. Waren bis heute
vor allem die Industrieländer für den
Klimawandel verantwortlich, werden es
in Zukunft zunehmend die Schwellen-
und Entwicklungsländer sein. Eindi-
mensionale Lösungsansätze, die sich
beispielsweise nur auf den Energiever-
brauch oder nur auf die Industrielän-
der konzentrieren, können dem Pro-
blem nicht gerecht werden. Das Kyoto-
Protokoll wäre ein stumpfes Instru-
ment, wenn es nur auf staatli-
che Massnahmen der Indus-
trieländer begrenzt wäre. Die
im Kyoto-Protokoll vorgesehe-
nen Möglichkeiten zum Han-
del mit Emissionszertifikaten
und zu Klimaschutzinvestitio-
nen in Entwicklungsländern
sind entscheidende Schritte in Rich-
tung einer internationalen Klimapoli-
tik. 
Um das Klimaproblem jedoch umfas-
send in den Griff zu bekommen, muss
es als Nächstes gelingen, wesentlich
mehr Länder und alle klimarelevanten
Aktivitäten einzubeziehen. Dafür sind
mehr Anreize zum Mitmachen erfor-
derlich. Die Androhung von Sanktionen
sowie eindimensionale und wenig diffe-
renzierte Lastenverteilung verführen
dagegen zum Trittbrettfahren und Ab-
seitsstehen – eine wichtige Lehre aus
dem Kyoto-Protokoll. Die vom interna-
tionalen Klimarat IPCC geforderte Sen-
kung der Treibhausgasemissionen um
20 Prozent bis 2020 und um 50 Prozent
bis 2050 mögen wissenschaftlich kor-
rekt sein. Ihre direkte Umsetzung in po-
litische Programme wirkt jedoch in ers-
ter Linie abschreckend. Angesichts der
eher dürftigen Zwischenbilanz der Ziel-

erreichung des Kyoto-Protokolls liegen
die vom IPCC vorgeschlagenen, weit
höheren Reduktionsziele für die meis-
ten Industrieländer ausserhalb des rea-
lisierbaren Bereichs. Entwicklungs- und
Schwellenländer sehen sich zudem bei
solchen Zielsetzungen ihrer zukünfti-
gen Entwicklungsmöglichkeiten be-
raubt. Die Strategie der EU, Treibhaus-
gase bis 2020 im Alleingang um 20 Pro-
zent oder in Zusammenarbeit mit ande-
ren wichtigen Emittenten gar um 30
Prozent zu reduzieren, hat bisher nicht
verfangen. Auch wenn die EU als Län-
dergruppe in der Lage wäre, mittels in-
terner Umschichtung der Lasten ein sol-
ches Ziel zu erreichen, heisst das frei-
lich nicht, dass andere Länder wie Ja-
pan oder die USA mitziehen können.
Diese Hürde dürfte angesichts der heu-
tigen Möglichkeiten und des Zeithori-
zonts von nur 12 Jahren einfach zu
hoch sein. 
Um in den internationalen Verhandlun-

gen zugunsten des Klimaschutzes den-
noch einen Schritt weiterzukommen,
sollte erst gegen Verhandlungsende dar-
über entschieden werden, welches Land
welche Beiträge zum Klimaschutz und
zur Anpassung an den Klimawandel
beitragen kann und auch tatsächlich
beitragen wird. Erst wenn gemeinsames
Wissen und gegenseitiges Vertrauen
darüber besteht, wie der Herausforde-
rung des Klimawandels begegnet wer-
den soll, kann entschieden werden. Die-
se Erkenntnis ist nicht neu. Sie ent-
spricht in etwa auch dem anlässlich der
Klimakonferenz in Bali letzten Dezem-
ber ausgearbeiteten Vorgehensplan. 
Die Schweiz täte gut daran, auf ihrer
bisherigen Klimapolitik aufzubauen.
Trotz Wirtschaftswachstum von über
20 Prozent und einer Zunahme der Be-
völkerung um mehr als 10 Prozent
blieb der Zuwachs an Treibhausgas-
emissionen seit 1990 vergleichsweise

bescheiden. Die freiwilligen Massnah-
men der Wirtschaft werden massgeb-
lich dazu beitragen, dass die Schweiz
ihre Verpflichtungen aus dem Kyoto-
Protokoll bis 2012 einhalten wird. Dazu
zählen die Aktivitäten der Energie-
Agentur der Wirtschaft, die Branchen-
vereinbarung der Zementindustrie so-
wie des Klimarappens, der wirksame
Emissionsreduktionen im In- und Aus-
land finanziert. Der Herausforderung
des Klimawandels kann nur mit Tech-
nologie entgegengetreten werden. Hier-
zu hat der Wirtschaftsstandort Schweiz
einiges anzubieten. Auch für Versiche-
rungslösungen und in Fragen der Fi-
nanzierung zur Anpassung an den Kli-
mawandel ist in der Schweiz sehr viel
Wissen vorhanden. Günstige Rahmen-
bedingungen, die es erlauben, solche
Trümpfe international einzusetzen,
bringen viel mehr als die Einengung
der Wirtschaft und eine einseitige Ver-
schlechterung der internationalen

Wettbewerbsfähigkeit durch
staatliche Eingriffe. 
Es ist eine Illusion zu glau-
ben, dass die Schweiz ihre
Treibhausgase bis 2020 um
weitere 20 Prozent reduzieren
kann und dafür nur eine
möglichst hohe Umweltabga-

be einführen muss. Solche tragen we-
nig zum Klimaschutz bei und sind
nicht kosteneffizient. Dies hat ein vom
Uvek selber kürzlich veröffentlichter in-
ternationaler Vergleich gezeigt. Auch
ein 2007 publizierter Bericht des IPCC
und eine von Prof. Straubhaar durchge-
führte Studie zur ökologischen Steuer-
reform in der Schweiz kommen zum
gleichen Schluss. Selbstverständlich
muss auch die Schweiz ihre Hausaufga-
ben machen und bekannte Hindernisse
beim Mietrecht oder beim Import von
Biotreibstoffen endlich beseitigen und
sich die Öffnung zum internationalen
Klimaschutz und zum Emissionshandel
nicht wieder verbauen. 

Fürs Klima das Richtige tun
Gastautor Gegen staatliche Eingriffe, die die Wirtschaft schwächen
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Brandstifter
und Nebelwerfer
Affäre Couchepin Der Bundespräsident hat
«Walliser Bonus» und Glaubwürdigkeit verspielt

PETER BURI

Der Volksmund weiss: «Mit
dem Entsetzen treibt man
keinen Scherz.» Bundesprä-
sident Pascal Couchepin

weiss es offenbar nicht. Sonst hätte er
sich wohl nicht zum Mörgeli-Mengele-
Spruch hinreissen lassen. Der FDP-Bun-
desrat und seine Partei können es dre-
hen und wenden, wie sie wollen, diese
Äusserung ist und bleibt eine gravie-
rende Entgleisung. Unter jedem Titel.
Couchepin ist als Bundespräsident und
Bundesrat einer der höchsten Reprä-
sentanten unseres Landes. Sein Tun,
Handeln und Lassen, vor allem aber
auch Reden in Kommissionssitzungen,
sind an entsprechend hohen ethischen
Massstäben zu messen. Umso mehr als
sich der FDP-Magistrat in der Vergan-
genheit wiederholt als Politsittenwäch-
ter betätigte. Mit dem Mörgeli-Mengele-
Ausrutscher hat er seine Glaubwürdig-
keit in dieser Beziehung verloren – und
auch den vieles mildernden «Walliser
Bonus» des eigenwillig-knorrigen, un-
abhängig-radikalen Liberalen verspielt.
Der FDP-Bundesrat, der sich gerne als
moralischer Feuerwehrmann in Szene
setzt, ist zum Brandstifter geworden –
und zwar als Wiederholungstäter. Im
heissen Wahlherbst 2007 hatte er in ei-
nem ähnlich fragwürdigen Vergleich
die Wahlkampfmethoden von SVP und
Christoph Blocher mit den Ereignissen
in den «30er-Jahren» und dem italieni-
schen Faschistenführer Duce in Zusam-
menhang gebracht.
Die Gräuel des Nazi-Terrorregimes und
die daraus resultierenden Tragödien
haben auch sechs Jahrzehnte danach
eine Dimension, vor der sich jeder
Scherz verbietet. Und zum Glück als
Mahnmal für Verbrechen gegen die

Menschlichkeit immer noch eine solch
grosse Schreckenskraft, dass das
dümmliche Wortspiel eines Bundesra-
tes mit dem verbrecherischen Nazi-Ex-
perimentier-Mediziner Mengele und
dem Medizinhistoriker und SVP-Natio-
nalrat Mörgeli einen Sturm der Ent-
rüstung auszulösen vermag.
Die FDP Schweiz beklagt in einer Er-
klärung, «Polemik» und «politische In-
strumentalisierungsversuche» rund
um den Eklat. Dabei war es vor allem
das Versagen von Couchepin (Sturheit,
Uneinsichtigkeit, Verzicht auf eine per-
sönliche Entschuldigung gegenüber
Mörgeli) und der Parteileitung (man-
gelhaftes Krisenmanagement, un-
zulängliche Kommunikation) selbst,
welches die Entgleisung zu einer veri-
tablen Affäre werden liess.
Vor diesem Hintergrund verkommt
auch der Gegenangriff auf das Schwei-
zer Fernsehen und Mörgeli wegen des
«schockierenden» Interviews im KZ Bu-
chenwald (zweifellos eine journalisti-
sche Fehlleistung) zu einem eher pein-
lichen Ablenkungsmanöver: Die Hef-
tigkeit der FDP-Schelte («unwürdige
Handlung») bekräftigt vielmehr – un-
ter Berücksichtigung der Relationen –
die an die Adresse von Couchepin ge-
richteten Vorwürfe.
Absolut richtig liegt die FDP dagegen
mit ihrer Erkenntnis, dass es in der
Schweizer Politik eigentlich genug
Dringenderes zu tun gäbe, als sich mit
solchen Affären herumzuschlagen:
«Die Polemik droht die Sicht auf die
wichtigen politischen Probleme des
Landes weiterhin zu vernebeln.» Jetzt
muss die FDP nur noch dafür sorgen,
dass sich ihr Bundesrat Pascal Cou-
chepin künftig nicht mehr als Nebel-
werfer betätigt. peter.buri@azag.ch

Die «armen»
Schiedsrichter
Fussball Etwas mehr Gelassenheit im
Umgang mit Unparteiischen wäre wohltuend

FELIX BINGESSER

Seit nach ständigen Keilereien und harten Kör-
perattacken 1878 im englischen Nottingham
erstmals ein Unbeteiligter zur Trillerpfeife

griff, um das Geschehen auf dem grünen Rasen einiger-
massen zu kontrollieren, gehört der Schiedsrichter zum
Fussball. Und seither wird über den Schiedsrichter de-
battiert und geschimpft. Vor allem seit der Einführung
der Super-Zeitlupe im Fernsehen weiss jeder mit absolu-
ter Gewissheit, wie man hätte entscheiden müssen.
Nachdem sich am letzten Wochenende die «Fehlent-
scheidungen» summiert haben, sitzen die Schiedsrich-
ter einmal mehr auf der Anklagebank. Dass man die
schwachen Leistungen nicht kommentarlos hinnimmt,
ist begrüssenswert. Dass man nach Lösungen für Verbes-
serungen sucht, ist ebenfalls gut. Dass man dies mit
grossen Inszenierungen in den Medien tut, ist störend
und erhöht den Druck auf die Schiedsrichter unnötig.
Was kann man ändern? Ob allein grössere finanzielle
Anreize und eine Umstellung zum Profibetrieb die Feh-
lerquelle minimieren könnte, ist fraglich. Ein Schieds-
richter muss eine Persönlichkeit sein. Ein Schiedsrichter
aber darf nie das Rampenlicht suchen, er muss bereit
sein, seine Statistenrolle zu akzeptieren. Ob die Leute,
die diese Voraussetzungen mitbringen, Profischiedsrich-
ter werden wollen, ist zu bezweifeln. Vielmehr besteht
die Gefahr, dass man Anreize schafft, die Kreise anzieht,
die für das Schiedsrichterwesen nicht geeignet sind.
Selbstdarsteller, die über die Schiedsrichterei ins Ram-
penlicht wollen, sind fehl am Platz. Darum wäre in der
laufenden Diskussion ein wenig mehr Gelassenheit an-
gebracht. Denn Fehlentscheide wird es immer geben.
Mit Amateuren und mit Profis.

felix.bingesser@azag.ch 
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